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Blüm: 

Der Bundesparteitag in Düsseldorf 
*ar für die NRW-CDU ein Erfolg 
sein   r6I?1 **' l*un<lesparteitag in Düs- 
rhei°   zient der VorS'tzende der nord- 
bJJ^tfälischen CDU, Bundesar- 
Ui.?1 Inister Norbert Blüm, für seinen 

*ndesverband Bilanz: 

<W p°rdrhein-westfälische CDU kann mit 
ges L 

r§ebnissen des Düsseldorfer Parteita- 
gs h k    ufr'eden sein. Ein so gutes Ergeb- 
seite    

en wir auf einem Bundesparteitag 
Pers   

erz,elt. Dies gilt zum einen für den 
i"esm-ne"en Bereich. Alle Kandidaten unse- 
bariJ     ^0 Delegierten größten Landesver- 
niSse^

s "aben mit relativ guten Stimmergeb- 
rnit p ab8eschnitten. Die NRW-CDU stellt 
kretä A 

F ^mtze weiterhin den Generalse- 
liti f>r       Bundespartei. 
Uete   

s'^'um sind wir künftig stärker ver- 
Schaft"    eben Christa Thoben, die als wirt- 
bel   politische Fachfrau mit 62,2% der 
$ten p

lerter»stimmen ihren Platz im höch- 
kojw ^igremium mühelos verteidigen 
^hlt ' Wer°-e ich als einer der vier neuge- 
die p^n Stellvertreter Helmut Kohls künftig 
% 'ch m p '• •      unseres Landesverbandes mit 
len  

8r°ßerem Nachdruck einbringen kön- 

^te|iu 
m ^Undesvorstand hat sich unsere 

Viertel§ deutlicn verbessert. Knapp ein 
^in ^p^!ner neuen Mitglieder kommen aus 
wUrde   ^"Landesverband: Wiedergewählt 
%{U  A'exander Graf von Schwerin, Hel- 
^errm"ssen, Dr. Horst Waffenschmidt und 
% Uns 

n" Gröhe. Besonders freuen können 
Vsj^rf    die "Verstärkung" durch den 
?e'nhard    ~ der Grundsatzkomniission Dr. 

tär H  ?önner "nd unseren Generalse- 
e   ert Reul, die gewissermaßen aus 

dem Stand heraus den Sprung in den Bun- 
desvorstand geschafft haben. 

Die NRW-CDU hat dem Düsseldorfer Par- 
teitag aber auch inhaltlich ihren Stempel 
aufgedrückt. Denn wir waren es, die durch 
einen deutschlandpolitischen Antrag die 
Debatte um die Finanzierung des weiteren 
Aufbaus Ostdeutschlands sowie der DDR- 
Altlasten erzwungen haben. Es ist somit 
unser gemeinsames Verdienst, daß sich der 
Parteitag letztlich doch der Debatte über 
Steuererhöhungen gestellt hat. Wie die Dis- 
kussion und das Medienecho gezeigt haben, 
brannte dieses Thema den Delegierten und 
der Öffentlichkeit auf den Nägeln, und der 
Bundeskanzler hat gut daran getan, deutlich 
und klar die künftige Marschroute abzustek- 
ken. Die inhaltlichen Forderungen der 
NRW-CDU sind im Deutschland-Antrag 
des Bundesvorstandes aufgegriffen und von 
den Delegierten mit überwältigender Mehr- 
heit bestätigt worden. 

Diese Entscheidung mindert nicht die 
Dringlichkeit der Sparanstrengung von 
Bund, Länder und Gemeinden. Vor jeder 
Steuererhöhung steht die Sparnotwendig- 
keit. 

Jetzt müssen alle Kräfte für den Solidarpakt 
gebündelt werden. Es drängt. Wir brauchen 
bald die notwendigen Übereinkünfte, damit 
die in den neuen Ländern immer noch 
bestehenden Investitionshemmnisse besei- 
tigt werden können. Bund, Länder und 
Sozialpartner müssen ihren Beitrag zu einer 
gerechten Lastentragung im Solidarpakt lei- 
sten, niemand kann hier nur Zuschauer 
sein. • 
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Generalsekretär Herbert Reul: 

Das Lebensumfeld des Bürgers 
muß wieder sicher werden 
NRW-CDU diskutiert unkonventionelle Maßnahmen 
zur Eindämmung der Alltagskriminalität 
Ein sicheres Lebensumfeld ist ein zentrales Stück Lebensqualität. Die Menschen 
müssen vom Staat erwarten können, ohne Angst um Leben, körperliche Unversehrt 
heit und Eigentum existieren zu können. Diese Lebensqualität ist in Nordrhein-" 
falen spürbar gefährdet. Zunehmend macht sich in der Bevölkerung Angst breit* 
Opfer von Straftaten zu werden. Während die organisierte Kriminalität im gr°/*e^, 
Stil, jedoch weitgehend unsichtbar und lautlos, operiert, ist es die Alltagskrimina 
tat, die den Bürger direkt und unmittelbar bedroht. Die Lage ist mehr als ernst. 

Alltagskriminalität sind die Straftaten, mit 
denen der Bürger in seinem Lebensumfeld 
alltäglich konfrontiert wird, Kriminalität, 
die in seinen Wohnbereich eindringt, der er 
auf Straßen und öffentlichen Plätzen begeg- 
net und die ihn am Arbeitsplatz, in der 
Schule oder während seiner Freizeitgestal- 
tung trifft. Alltagskriminalität — das sind 
heute nicht mehr nur Diebstähle und Woh- 
nungseinbrüche, sondern in zunehmendem 
Maße auch schwere Körperverletzungen, 
Raubüberfälle und Vergewaltigungen. 
Alltagskriminalität ist Massenkriminalität. 
Sie wird massenhaft registriert. Leider aber 
nicht im gleichen Umfang aufgeklärt. Laut 
Kriminalitätsstatistik gab es 1991 in Nord- 
rhein-Westfalen über 1 240000 Straftaten. 
Zwei von drei Straftaten sind Diebstahlde- 
likte. Drei von vier Diebstählen können 
nicht aufgeklärt werden. Täglich werden in 
unserem Land fast 150 Wohnungseinbrüche 
verübt. Lediglich 16,5 Prozent der Fälle wer- 
den gelöst. 
Die Polizei in Nordrhein-Westfalen ist chro- 
nisch unterbesetzt. Derzeit fehlen minde- 
stens 7 000 Polizeibeamte. Während sich die 
Kriminalitätsrate seit Anfang der 70er Jahre 

mehr als verdoppelte, ging die tatsächl'c 

Präsenz der Polizei vor Ort aufgrund ve 

gerter Urlaubszeiten, Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit und Erweiterungen' 
Bereich der Aus- und Fortbildung um    -e 
ca. 20 Prozent zurück. Parallel dazu naLtflif 
SPD-Landesregierung Prävention und    ,j, 
Verfolgung im Bereich der Alltagskrirn'    ,, 
tat weitgehend abgebaut und ist statt dp 
zur Bagatellisierung der Kleinkrimina11 . 
übergegangen. Sie weigert sich beharnj 
der Polizei die erforderlichen persone" 
und materiellen Ressourcen zur Verfüg 
zu stellen, die für eine effektive BekämP 
fung gerade auch der Alltagskriminal't   • 
benötigt wird. Die Ausstattung der P°    f. 
im Bereich der elektronischen Datenve^e 
beitung wurde sträflich vernachlässig1-   .. 
/^..*„„u* i u »„_^  tnoQ ein 1" Gutachten ergaben, bestand 1988 ein

njyj, 
stitionsbedarf in Höhe von 320 Mio- p   'f. 
von dem bis heute lediglich 10 Prozent 
gebracht worden sind. Bei gleichbleibe 

dem Tempo würde erst in 30 Jahren d 
technische Stand des Jahres 1988 erreic 
werden. 

So kann es nicht weitergehen. Wir be 
gen in NRW dringend eine Wende in 
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tag ,me'nen Einstellung gegenüber der All- 
tejj 5[lrninalität. Und es gilt nach geeigne- 
te   a^nahmen zu suchen, die ohne oder 
Wjr, Ur §eringem Personalmehraufwand 
des •   me Abhilfe versprechen. Im Vorfeld 
pa "m Januar 1993 stattfindenden Landes- 
halb-tKgS diskutiert die CDU NRW des- 
min p er ein „Sofortprogramm Alltagskri- 
du  ,ltat'\ dessen Grundgedanke es ist, die 
Schok     Satellisierung und Duldung ver- 
nUn   

enen Maßstäbe unserer Rechtsord- 
^°n? Wl.eder zurechtzurücken und in einer 
bänd     erten Aktion Politik, Behörden, Ver- 
tiiSgt.

e' gesellschaftliche Gruppen und Orga- 
fune'?

nen sowie Einzelbürger zur Bekämp- 
^hr       Alltagskriminalität zusammenzu- 

Pur 
ren. 

2eim ^s Sofortprogramm sind folgende Ein- 
nahmen im Gespräch: 
eue Sicherheitspartnerschaft 

All« 
^'Haf — der Bekämpfung der Alltagskri- 
ihre J

tät interessierten Stellen verstärken 
Sicu   ^operation und gehen eine enge 

v0rb 

»eitspartnerschaft ein. 

?Ur Intensivi ensivierung und Koordinierung 
Berei ifender Verbrechensbekämpfung im 
berat     oer Alltagskriminalität werden als 
Arbe;t      Gremien eine „Interministerielle 
"^äte ~§ruPPe Vorbeugung" sowie lokale 

tur Kriminalitätsverhütung" gebildet. 

heitsr, er Bürger soll sich als aktiver Sicher- 
^täti» rtner seiner Nachbarn verstehen und 
''cher <fn ^0nkrete Formen nachbarschaft- 
urngeu 1Cnerheitspartnerschaften sind 
^nu,end zu entwicklen. So wäre es z. B. 
Vscu   ' daß die Wohnviertel und Nach- 
aUflra 

a,ten ehrenamtliche Sicherheitsbe- 
Stirrmf^' Polizei- Kontakt- Bürger") 
(^er PoJ-en'.deren Aufgabe es sein könnte, 
"iformi     iliche Beratungsangebote zu 
al die p

er,e.n' .Sicherheitswünsche der Bürger 
tenschaf°       weiterzuleiten, Sicherheitspa- 
>e^U n      (Z' B- Abho1- oder Begleitdien- 
^sam 

rganisieren und für eine verstärkte 
menarbeit zu werben. 

2. Fahndung nach Personalreserven 

• Der Innenminister wird aufgefordert, 
Personalreserven bei der Polizei ausfindig 
zu machen. Sind alle Innendienstposten 
oder Stellen im Personen- und Objektschutz 
wirklich erforderlich? Ziel muß es sein, 
Schreibtischbeamte auf die Straße zu brin- 
gen. 

• Zur Entlastung der Polizei von polizei- 
fremden Aufgaben sollten die Großstädte 
für akute Aufgaben in den Bereichen 
Umwelt, Soziales, Jugend, Gesundheit und 
öffentliche Ordnung einen Dauerdienst ein- 
richten, die Kommunen gerenell die inner- 
örtliche Verkehrsregelung und -Überwa- 
chung und die Schulen die Zuständigkeit 
für die Verkehrssicherheitserziehung über- 
nehmen. 

• Die Polizei sollte auch von Ordnungs- 
aufgaben bei Volksfesten und Sportveran- 
staltungen sowie von der Begleitung von 
Werttransporten befreit werden. Diese Auf- 
gaben könnten von privaten Sicherheits- 
diensten übernommen werden. 
• Die technischen Dienste der Polizei wer- 
den auf Möglichkeiten zur Privatisierung 
überprüft. 

3. Maßnahmen im Justizbereich 

I  Der Justizminister informiert Richter 
und Staatsanwälte, daß er den Trend zu 
immer milderen Strafen im Bereich der All- 
tagskriminalität nicht billigt. Er weist die 
Staatsanwaltschaften an, verstärkt das Mit- 
tel der Strafmaßberufung zu nutzen. Das 
gilt besonders für Körperverletzungsdelikte, 
die, wenn sie keinen bleibenden Schaden 
zur Folge haben, in der Spruchpraxis der 
Gerichte wie Bagatelldelikte behandelt wer- 
den. 

• Die geltenden Rechtsbestimmungen 
über Sicherheitsverwahrung und Untersu- 
chungshaft bei Wiederholungsgefahr sowie 
die gesetzlichen Möglichkeiten zur Abschie- 
bung straffällig gewordener Ausländer sind 
voll auszuschöpfen. 
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• Es sollte ein neuer Straftatbestand 
„Unterbringung und Beschäftigung von 
Ausländern, die sich drohender Abschie- 
bung durch Untertauchen entziehen", 
geschaffen werden. 
• Für Straftaten, bei denen die Opfer Kin- 
der, alte Menschen, Behinderte oder sonst 
in ihrer Abwehr beeinträchtigte Personen 
sind, und für Straftaten, bei denen die Hilfs- 
bereitschaft mißbraucht wird, sind Strafver- 
schärfungen anzustreben. 
• Die Justizbehörden richten ein Register 
für solche Straftaten ein, deren Verfolgung 
wegen zu niedriger Streitsumme (unter 100 
DM) eingestellt worden sind, und stellt 
sicher, daß sich Täter, die in den Genuß von 
drei Einstellungen gekommen sind, bei wei- 
teren derartigen Delikten einem ordentli- 
chen Gerichtsverfahren stellen müssen. 
• Die Justiz stellt darüber hinaus sicher, 
daß bei Diebstählen eine Ahndung mittels 
Strafbefehl und Geldstrafe nur dreimal - 
erfolgt. 

4. Sonstige Maßnahmen 
• Der Bürger sollte selbst in angemessener 
Weise zur Sicherung seines Eigentums bei- 
tragen. Maßnahmen und private Einrich- 

tungen zum Schutz gegen Einbruchdieb- 
stahl sollten künftig steuerlich absetzbar 
sein. Die Möglichkeit von staatlichen Be>' 
hilfen in besonderen Fällen ist zu prüfe11, 

• Die Landesregierung wirkt auf Gewer- 
beaufsichtsämter und Ordnungsbehörde11 

der Kommunen dahingehend ein, daß v° • 
den vorhandenen Möglichkeiten, als Kr"1^ 
nalitätsschwerpunkte auffällige Betriebe 
(z. B. Spielhallen und Diskotheken als 
Treffpunkte von Kriminellen und 
Umschlagplatz für Drogen) zu schließe11' 
verstärkt Gebrauch gemacht wird. 

• Der Innenminister wird aufgefordert. . 
die rechtlichen und praktischen Möglicl1 

ten zur Durchführung von „Landesfahn- 
dungstagen" zu prüfen, an denen landeS' ^ 
weit oder in Regionen des Landes bekan0 

Treffpunkte von Kriminellen oder TraflS' 
portwege der Straftäter überprüft werde0' 
Die CDU NRW wird dieses Sofortpro- 
gramm zur Eindämmung der Alltagskri^1 

nalität intensiv und breit diskutieren un 
auf dem Landesparteitag am 16. Januar 
1993 entsprechende Beschlüsse fassen- ^ 
tik und Anregungen zu seiner Weiterent- ^ 
wicklung sind willkommen. 

Termine CDU-Landesverband 
14.11.1992      17.00 Uhr 

20.00 Uhr 

16.11.1992      18.30 Uhr 

17./ 19. 11. 1992 
19. 11. 1992 
21.11.1992     19.30 Uhr 

Sitzung des Stadtverbandes Ronsdorf Wupper*3' 
Gastredner zum Thema Arbeit und Soziales in 
Deutschland: Norbert Blüm 
Talkshow im Atlantik Hotel Wuppert3' 
mit Norbert Blüm 
Norbert Blüm zu Gast bei Köln 
dem politischen Forum der 
Handwerkskammer zu Köln 
Fraunhofer-Union Europa-Seminar Straßburg 
CDU-Landesvorstand Düsseldorf 

Karnevalsverleihung der „Weißen Weste" RE 
an Norbert Blüm 

Impressum: Erhard Hackler, Landesgeschäftsführer (verantw.); Redaktion: Andreas 
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